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BMUKN-Gesetzentwurf zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fort- 
entwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

 
 

vor rund zwei Wochen sind wir auf die o.g. Gesetzesinitiative der Bundesregierung 
aufmerksam gemacht worden, die sich nach unserer Kenntnis aktuell noch in der 
Ressortabstimmung befindet. Ihr Einverständnis vorausgesetzt, möchten wir uns 
hierzu aber schon jetzt, sehr frühzeitig äußern. Hintergrund ist, dass wir bei aller Ei- 
nigkeit zur grundsätzlichen Zielsetzung des Vorhabens erhebliche Zielkonflikte mit 
dem für uns als Branche wichtigen Infrastruktur-Zukunftsgesetz (InfZuG) und zu 
den hier vorgesehenen, dringend notwendigen Verfahrensbeschleunigungen für die 
Modernisierung sowie für den Erhalt und Ausbau des umwelt- und klimafreundli- 
chen Schienenverkehrs sehen. In Summe können die angedachten Neuregelungen 
sogar dazu führen, dass die Klimaschutzziele im Verkehrsbereich nicht erreicht 
werden. 

Insbesondere befürchten wir, dass die angestrebte Verkehrsverlagerung im Perso- 
nen- und Güterverkehr auf die Schiene erheblich beeinträchtigt wird, wenn der Ge- 
setzentwurf unverändert bleibt. So sollen laut dem Entwurf nicht nur höhere Kom- 
pensationsanforderungen gem. § 15 BNatSchG festgeschrieben werden, sondern es 
soll offenbar auch der Begriff der „Natürlichen Infrastruktur“ (§ 20a BNatSchG-E) 
erstmals in das deutsche Recht eingeführt und dabei äußert weit gefasst werden. 
Aufgrund dieser weiten Definition wären bspw. auch zahlreiche Eisenbahnbetriebs- 
flächen sowie Flächen für die Vegetationspflege und die Baustelleneinrichtung hier- 
von erfasst. Ferner werden durch einen neuen § 1 Absatz 1a zahlreiche naturschutz- 
rechtliche Belange, insbesondere der Schutz der gesamten Flächenkulisse der natür- 
lichen Infrastruktur in das „überragende öffentliche Interesse“ gestellt.

5. Juni 2026



VDV – Die Verkehrsunternehmen | 5. Juni 2026 | 2/2

Wir sind dankbar, wenn Sie die Konsequenzen des Vorhabens für die Planungs-, Ge- 
nehmigungs- und Umsetzungsausführung von Schieneninfrastrukturprojekten be- 
denken könnten. Selbstverständlich stehen wir Ihnen und Ihrem Team auch für 
Rückfragen zu diesen und anderen Punkten jederzeit und gerne zur Verfügung. 

Letzteres hätte zur Folge, dass der bereits in der vorherigen Legislatur beschlossene 
Schutzgütervorrang, der explizit für die Realisierung wichtiger Schienenneubau- 
vorhaben verankert wurde und im InfZuG erweitert werden soll, ausgehebelt würde. 
Noch gravierender wären die Auswirkungen des Gesetzesentwurfes für die Instand- 
haltung und den Betrieb von Eisenbahnbetriebsflächen, da sich abweichend vom Be- 
reich der Erneuerbaren Energien hierauf nicht der Schutzgütervorrang erstreckt. 
Damit bewegt sich der Gesetzesentwurf „zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur 
und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ in mehrfa- 
cher Hinsicht nicht mehr im Rahmen des in der Modernisierungsagenda vorgesehe- 
nen Naturflächenbedarfsgesetzes, sondern geht deutlich darüber hinaus. 

Uns ist bewusst, dass wir hier einen noch nicht fertig abgestimmten Gesetzesent- 
wurf aufgreifen, sehen uns aber mit Blick auf diese offenbar vorgesehenen gravie- 
renden Verschärfung des Naturschutzrechts schon heute veranlasst, auf die damit 
verbundenen negativen Auswirkungen auf Infrastrukturvorhaben des öffentlichen 
Verkehrs, insbesondere im Bereich der Schieneninfrastruktur, hinzuweisen.




